Politik in der Verantwortung

Eckpunkte fur eine Gentechnikpolitik der Bundestagsfraktion
Bundnis 90/Die Griinen

Der Einsatz gentechnischer Verfahren in vielen Bereichen von Medizin, Landwirt-
schaft und Nahrungsmittelherstellung stellt unsere Gesellschaft vor neue Herausfor-
derungen bei der Bewertung und der Entscheidung Uber den Einsatz dieser neuen
Technologie. Dabei geht es nicht um grundséatzliche Ja- oder Nein- Bekenntnisse,
sondern um differenzierte Aussagen und Entscheidungen zu den vielfaltigen
Einsatzbereichen der Gentechnik.

Gerade weil es sich bei der Gentechnik um eine grundlegend neue Dimension von
Eingriffen in die Natur handelt, die weit Gber eine Weiterentwicklung der Evolution
und klassischer Ziichtung hinaus weist, werden Fragen aufgeworfen, die wir uns fru-
her nicht stellen mussten, sind wir mit unbekannten Folgerungen unseres heutigen
Vorgehens konfrontiert. Die neuen Erkenntnisse und die neuen Eingriffsmoglichkei-
ten werden unser Bild vom Menschen, unsere Vorstellung von Krankheit und Ge-
sundheit ebenso verdndern wie unser Konzept von Natur. Oft spurt der Einzelne in
sich beides, groRe Hoffnung auf Heilung und eine bessere Zukunft ebenso wie
Angste vor gravierenden negativen Veranderungen fir sich selbst und die Gesell-
schatft.

Eine solche Situation erfordert eine Information und Aufklarung aller Menschen in
der Gesellschaft, wie sie bislang bei naturwissenschaftlichen Entwicklungen nicht
ublich war. Zugleich verlangt sie eine Selbstverstandigung der Gesellschaft dariber,
welche Chancen sie nutzen, welche Risiken sie vermeiden will und wo Grenzen ge-
setzt werden mussen. Dabei sind neben den naturwissenschaftlichen Bewertungen
vor allem politische, ethische und verfassungsrechtliche Klarungen und Entschei-
dungen verlangt.

Die Bundestagsfraktion Bundnis 90/ Die Griinen will sich aktiv an diesem Prozess
beteiligen und einen Beitrag leisten zu den Antworten, die auf die normativen, ethi-
schen, medizinischen, 6kologischen, sozialen und 6konomischen Fragen gefunden
werden mussen. Die Politik, insbesondere der deutsche Bundestag, tragt in beson-
derem Mal3e Verantwortung dafur, dass Klarungen gefunden und Entscheidungen
getroffen werden.

Gerade weil die Entwicklung in grof3en Schritten vorangeht und taglich neue Er-
kenntnisse zu erwarten sind, wird der Diskussionsprozess auf lange Zeit andauern.
Es muss sichergestellt sein, dass ein Hochstmald an Information, Beteiligung und
Transparenz gewabhrleistet wird. Entscheidungsprozesse mussen demokratisch or-
ganisiert sein, das Parlament wird hier die zentrale Rolle spielen, denn alle wesentli-
chen Entscheidungen sind vom Parlament zu treffen. Wir werden dafir eintreten,
dass die Diskussionen und Ergebnisse der Enquete-Kommission ,Recht und Ethik in
der modernen Medizin“ fur eine breite und offene Debatte sowie fiir eine ethische,



rechtliche und sozio-6konomische Bewertung genutzt werden. Wir streiten dafr,
dass der dabei aufgezeigte Handlungsbedarf von der Politik aufgenommen und be-
ricksichtigt wird.

Bundnis 90/Die Grunen stehen fir eine standige kritische Reflexion der Entwicklung.
Die Gentechnik muss sich in ihren einzelnen Anwendungsbereichen gemeinsam mit
anderen Losungsansatzen daran messen lassen, welchen Beitrag sie leisten kann,
die drangendsten Zukunftsprobleme zu l6sen, und tatsachlich real umsetzbar sein.
Zu diesen Zukunftsfragen gehoren fur uns die Fortschritte in der Heilung von Krank-
heiten ebenso wie die Losung der Ernahrungsprobleme einer wachsenden Weltbe-
volkerung.

Bei der Bewertung und Entscheidung lassen wir uns von folgenden Zielen und Prin-
zipien leiten:

* Wahrung von Menschenwirde, Menschenrechten und des Rechtes auf
Selbstbestimmung

» Sicherheit fur Mensch und Umwelt

* Verbesserung der Heilungschancen kranker Menschen

* Anerkennung der Vielfalt des menschlichen Daseins

* Schutz der Umwelt, der Biodiversitat und Achtung des Tierschutzes
» Transparenz und Demokratie in den Entscheidungsprozessen

* Vielfalt der Ansatze in Forschung und Politikberatung

» Wahrung des Selbstbestimmungsrechts auf ein gentechnik-freies Leben,
Schutz der gentechnik-freien Produktion und Lebensmittelerzeugung

Ein verantwortlicher Umgang mit der ,,roten* Gentechnik

Fur biandnisgrine Politik hat der Wunsch der Menschen nach Gesundheit und kor-
perlicher und seelischer Integritat einen hohen Stellenwert. Dort, wo die realistische
Chance besteht, Krankheiten zu therapieren oder zu verhindern, stehen wir in der
Pflicht, diese Chance im Interesse der Betroffenen zu nutzen, sofern nicht die Le-
bensinteressen anderer oder elementare Grundwerte dagegenstehen.

Zugleich wissen wir, dass Krankheit und Behinderung immer zum menschlichen Le-
ben gehéren werden. Deshalb stehen wir ebenso in der Pflicht, das Leben mit Be-
hinderung und Krankheit zu respektieren und Bedingungen zu schaffen, ohne Dis-
kriminierung und mit bestmdéglicher Unterstitzung der Gesellschaft zu leben.

Wir wollen die realistischen Chancen fir die Heilung von Menschen nutzen und for-
dern. Aber wir lehnen die Zielsetzung ab, mit Hilfe der Gentechnik den Versuch zu



unternehmen, falsche Mal3stédbe vom ,perfekten Menschen® zu verwirklichen. Unser
Malfl3stab ist die Individualitat jedes Menschen, nicht seine Angepasstheit an ver-
meintliche Normen der korperlichen ,Gesundheit”, ,Fitne3* oder ,Schonheit®. Wir
unterstitzen den Grundsatz der Behindertenbewegung: ,Es ist normal, verschieden
zu sein.” Eine Diskriminierung durch die Hintertir, durch gesellschaftlichen Druck auf
gentechnische Normierung darf es nicht geben. Die jeweils schwéachsten Mitglieder
der Gesellschaft sind unser Mal3stab fur die moralische Qualitat von Entscheidun-
gen. Die ethische Debatte ist erst ehrlich, wenn alle Anstrengungen unternommen
werden, die Lebensumstande derjenigen zu verbessern, die unmittelbar und mittel-
bar von Krankheit und Behinderung betroffen sind.

In diesem Sinne verstehen wir auch die kritische Reflexion, der wir die Auswirkung
der neuen gentechnischen Méglichkeiten auf unser Bild von Krankheit und von uns
Menschen unterziehen wollen.

Genomforschung

Der Quantensprung, der in den letzten Phasen des Humangenomprojektes erreicht
wurde bei der Entschlisselung des menschlichen Erbmaterials und der damit ein-
hergehenden Aussicht auf die stédndige Ausweitung des Wissens Uber die Funktion
der menschlichen Gene, ist ein grofRer Fortschritt. Wir unterstitzen daher die Ent-
schlisselungsforschung im Rahmen des auch mit Mitteln der Bundesforschung ge-
forderten internationalen Projekts ,Hugo® ebenso wie die Férderung der Proteomics-
Forschung und die Entwicklung der Pharmakogenetik.

Wir sehen jedoch Diskussions- und Handlungsbedarf auf internationaler, zunéchst
auf europdaischer Ebene bei epidemiologischen Forschungsprojekten, die konkrete
Bevolkerungsgruppen erfassen. Hier werden wir darauf dringen, dass informationelle
Selbstbestimmung, Transparenz und Sicherheit gewahrleistet werden.

Gentechnik und Gesundheitspolitik

Die neuen Erkenntnisse Uber das Erbgut, die neuen diagnostischen und therapeuti-
schen Wege, die in der Folge gegangen werden, werden viele neue Heilungschan-
cen ertffnen. Diese Entwicklung sollte aber nicht unseren Blick auf Krankheitsursa-
chen engfuihren. Bei allem Fortschritt auf dem Gebiet der Gentechnik bleibt es doch
dabei, dass es vielfaltige andere Ursachen fir Krankheiten gibt. Besonders wichtig
sind dabei die von Menschen gemachten und zu beeinflussenden Ursachen. Das
umfasst die Qualitat der Umwelt ebenso wie die Arbeitsbedingungen, nicht zuletzt
sind gerade die groRen Volkskrankheiten stark durch gesunde resp. nicht-gesunde
Lebensfihrung beeinflusst. Gesundheitspolitik ebenso wie die medizinische For-
schung muss diese grundlegenden Faktoren eine nach wie vor hohe Bedeutung zu-
messen und darf sie nicht mit Blick auf die neuen Moglichkeiten der Gentechnik ver-
nachlassigen.



Herstellung von pharmazeutischen Produkten

Bei der Herstellung von pharmazeutischen Produkten in Diagnostik und Therapie
eroffnete die gentechnische Forschung und Anwendung viele neue Maoglichkeiten.
Stellvertretend sei hier auf gentechnisch hergestelltes Insulin, Interferon, monoklo-
nale Antikérper, Enzyme hingewiesen. Wir begruf3en diese Entwicklung sowohl aus
der Perspektive der Patientinnen, denen damit besser geholfen werden kann, als
auch aus wirtschaftspolitischer Perspektive. Zurzeit erscheinen die Risiken bei ver-
ninftigen Rahmenbedingungen Uberschaubar und beherrschbar. Wir setzen uns
dafur ein, dass auch weiterhin optimale Sicherheitsstandards gelten oder gegebe-
nenfalls neu entwickelt werden.

Forschung an Stammzellen

Derzeit steht die Forschung an Stammzellen im Brennpunkt der 6ffentlichen Diskus-
sion. Auch wir verfolgen mit Hoffnung die Fortschritte der Forschung an adulten
Stammzellen und die damit erwartbaren Moglichkeiten bei der Therapie vieler
Krankheiten. Wir unterstitzen die Bundesregierung bei ihrer Politik, diese Forschung
umfassend zu fordern.

Mit unserem Konzept von Menschenwtrde unvereinbar ist jedoch die Forschung an
embryonalen Stammzellen. Denn zu ihrer Erlangung missen Embryonen verbraucht
werden. Das hief3e menschliches Leben zu vernichten, um es anderem menschli-
chen Leben nutzbar zu machen. Dies lasst das Grundgesetz und die Verfassungs-
rechtsprechung nicht zu. Wir verwahren uns gegen den Versuch, diesen Vorgang
durch Uminterpretation des Menschenwiirde-Konzepts fir Embryonen in einem fru-
hen Stadium zu bagatellisieren. Wer Forschung an embryonalen Stammzellen will,
stellt Leben gegen Leben. Fiur eine solche Guterabwagung ist keine tberzeugende
oder gar zwingende Begriindung erkennbar.

Fortpflanzungsmedizin

Zu allen Zeiten haben Paare sich Nachkommen gewiinscht. Eigene Kinder zu ha-
ben, ist eine Quelle von Lebenssinn und Glick fur viele Menschen. Ungebrochen ist
auch das Bestreben von Eltern, ihren Kindern moglichst gute Startbedingungen zu
geben.

Zehn bis funfzehn Prozent aller Paare im fortpflanzungsfahigen Alter in Deutschland
sind ungewollt kinderlos, aber nur etwa drei Prozent von ihnen dauerhaft. Vielfaltige
umweltbedingte Ursachen wie auch die Tatsache, dass immer mehr Paare erst rela-
tiv spat ein Kind wollen, flhrt zu einer steigenden Sterilitdtsrate. Der Wunsch dieser
Paare nach einem Kind ist verstandlich und mehr als berechtigt. Die Fortpflan-
zungsmedizin kann es Paaren ermdglichen, doch noch zu Eltern zu werden. Aller-
dings hat die Reproduktionsmedizin eine Dimension, die Uber ihren eigentlichen
Zweck - die Behandlung von Unfruchtbarkeit - weit hinausgeht: Durch kiinstliche Be-



fruchtung wird der Beginn des Lebens aus seinen naturlichen Zusammenhangen
geldst und ins Labor verlegt. Damit werden Embryonen in vitro - anders als im Mut-
terleib - aber auch verfugbar und zum Gegenstand wissenschaftlichen Interesses.

Mit der Zulassung der derzeit nach dem Embryonenschutzgesetz verbotenen Pra-
implantationsdiagnostik (PID) wirde diese neue Dimension noch entscheidend er-
weitert: Die Diagnostik der genetischen Anlagen eines Embryos, bevor er dann in die
Gebarmutter transferiert wird, setzt eine kinstliche Befruchtung voraus - auch bei an
sich fruchtbaren Paaren. Die PID dient nicht therapeutischen Zwecken. Es werden
Embryonen erzeugt, die im Falle eines pathologischen Befundes verworfen werden.
Diese "Zeugung auf Probe" ist mit unserem verfassungsrechtlichen Verstandnis der
Menschenwirde und des Rechtes auf Leben nicht vereinbar und verfassungswidrig.
Denn das menschliche Leben wird hier nicht um seiner selbst willen, sondern zur
Erfillung der elterlichen Wiinsche nach bestimmten Eigenschaften und unter dem
Vorbehalt des Bestehens einer bestimmten Qualitatskontrolle erzeugt.

Zur Begrindung der Zulassung der PID wird immer wieder auf die bestehenden Re-
gelungen zum Schwangerschaftsabbruch verwiesen. Es wird gesagt, dass ohne die
Zulassung der PID der Embryo in vitro starker geschutzt sei als der Embryo in vivo.
Diese Ansicht bertcksichtigt jedoch nicht, dass die Regelungen des Schutzes des
Embryos in vivo im Rahmen des 88 218 ff. allein auf den einzigartigen Zustand der
Schwangerschaft (,Zweiheit in Einheit*) und die daraus resultierende spezielle Kon-
fliktsituation zwischen der Schwangeren und dem ungeborenen Kind zuriickzuftihren
sind. Diese Regelungen kdnnen nicht auf andere Situationen Ubertragen werden.
Die Situation von Eltern, bei denen die Gefahr der Zeugung eines kranken Kindes
besteht und die sich ein gesundes Kind wiinschen, ist weder rechtlich noch ethisch
vergleichbar mit derjenigen einer Frau, die ihre konkrete Schwangerschaft als unzu-
mutbare Notlage empfindet. Aus den Regelungen des Schwangerschaftsabbruches
l&sst sich nicht auf einen verminderten Lebensschutz gegeniiber ungeborenem Le-
ben schlieRen. Die Regelungen des Schwangerschaftsabbruches gehen vielmehr
vom grundsatzlichen Vorrang des Lebensrechtes des Embryos gegentber dem
Selbstbestimmungsrecht der Frau aus. Aus der Erkenntnis, dass das Leben des
Kindes nicht gegen, sondern nur mit der Mutter geschitzt werden kann, haben Ge-
setzgeber und Bundesverfassungsgericht jedoch von der Durchsetzung des Grund-
rechtsschutzes mittels Strafrecht abgesehen.

Deshalb kann aus den Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch keine Rechtfer-
tigung der PID hergeleitet werden. Es ware auch problematisch, wenn, obwohl zur
Vermeidung einer Diskriminierung von Behinderten die embryopathische Indikation
zum Schwangerschaftsabbruch 1995 gestrichen wurde, nun aber eine PID zur T6-
tung von Embryonen mit Anlagen fir genetisch bedingte Erkrankungen erlaubt wur-
de. Der Embryo im Mutterleib steht unter dem realen Schutz der Frau, der Embryo in
der Petrischale nur unter einem rechtlichen Schutz. Auf diesen ist er in besonderem
Mal3e angewiesen.

Deshalb lehnen wir die Praimplantationsdiagnostik als eine Methode zur Selektion
behinderten Lebens bei kinstlicher Befruchtung ab, auch wenn sie fur einzelne EI-
ternpaare, die genetisch vorbelastet sind, eine Hoffnung und eine neue Option sein



konnte. Wir treten ein fur die Wertschatzung der ganzen Bandbreite menschlicher
Individualitat. Jedes Kind ist einzigartig und unvergleichlich. Wir streiten nachdriick-
lich dafiir, dass das Leben mit Menschen mit Behinderungen akzeptiert und gesell-
schatftlich, politisch und finanziell besser unterstitzt wird. Die Beibehaltung des Ver-
bots der PID ist den betroffenen Eltern gegeniber nur zu rechtfertigen, wenn ihnen
dadurch nicht die Aufopferung ihrer Lebensperspektiven abverlangt wird. Wir weisen
zuriick, dass das Leid von Menschen, anstatt mit allen zur Verfigung stehenden
Mitteln einer reichen Gesellschaft wirkungsvoll gelindert zu werden, dazu herhalten
muss, ethisch und verfassungsrechtlich unzuléassige technische Optionen durchzu-
setzen. Die betroffenen Eltern mussen bei der Erfillung ihres Kinderwunsches auf
anderem Wege, vor allem durch Adoption, deren Voraussetzungen zu erleichtern
sind, unterstutzt werden.

Das Embryonenschutzgesetz enthalt nur Regelungen zum Strafgesetz. Daher ent-
halt es Schutzlicken, die dringend geschlossen werden missen. Es geht um die
Sicherstellung des Kindeswohls und familienrechtliche Fragen bei fortpflanzungsme-
dizinischen Malinahmen, der Umgang mit Uberz&hligen Embryonen und Keimzellen,
die Sicherstellung der Qualitat fortpflanzungsmedizinischer MaRnahmen und die An-
passung der Verbotsregelungen an die neuen technischen Entwicklungen. Wir set-
zen uns fir ein umfassendes Fortpflanzungsmedizingesetz (FMG) ein, das diese
Schutzliicken schlief3t. Dies war auch die Intention der Bundeslander, als sie bereits
1994 Uber eine Grundgesetzanderung die gesamte Regelungskompetenz fur diesen
Bereich dem Bund Ubertragen.

Genetische Diagnostik

Die medizinischen Fortschritte sind besonders augenfallig im Bereich der geneti-
schen Diagnostik. Die friihzeitige Erkennung von Krankheiten und die prazisere Be-
stimmung der Ursachen sind positive Entwicklungen, die darauf gerichtete For-
schung soll unterstitzt werden. Genetische Tests, die in die Zukunft gerichtet sind,
haben aber einen ambivalenten Charakter, wenn fir prognostizierte Krankheiten
keine Heilungschancen gegeben sind oder die Ergebnisse nur in statistischen Kor-
relationsaussagen bestehen, die letztlich doch nichts tber die personliche Zukunft
aussagen.

Genetische Daten sind hoch sensible Daten. Je mehr Informationen Uber einen
Menschen verfligbar sind, umso gréf3er die Gefahr, dass solche Daten ein Mittel zu
Diskriminierung und Selektion werden. Das positive Potential dieser Tests kann nur
genutzt werden, wenn zugleich sichergestellt ist, dass die informationelle Selbstbe-
stimmung, das Recht auf Nicht-Wissen sowie ein Diskriminierungsverbot durchge-
setzt sind. Dies gilt insbesondere auch flr diejenigen, die indirekt mit betroffen sind,
namlich die Verwandten desjenigen, der sich einem Test unterzieht. Bindnis90/Die
Grunen halten es fur erforderlich, dies in einem umfassenden Gentest-Gesetz zu
regeln, wir werden dafir bald einen Entwurf vorlegen.

Dieser Gesetzentwurf wird unter anderem folgende Forderungen umsetzen:



» Genetische Untersuchungen sind nur im Rahmen des arztlichen Behandlungs-
auftrages zulassig.

» Die zwangsweise Durchfiihrung von genetischen Untersuchungen wird verboten.
Auch jede weitere Verwertung, Mitteilung oder Veréffentlichung der Testergebnis-
se wie auch der weitere Umgang mit der Probe muss von der Zustimmung des
Betroffenen gedeckt sein.

» Da Gentests vor allem medizinische Diagnoseverfahren sind, ist daflr Sorge zu
tragen, dass sie den gleichen Qualitatssicherungsstandards unterliegen wie Arz-
neimittel. Das bedeutet insbesondere auch, dass diejenigen die Gentests herstel-
len und durchfiihren, die dazu erforderliche Fachkunde und Zuverlassigkeit besit-
zen.

* Im privaten Versicherungswesen durfen genetische Daten nicht zur Grundlage
von Risikobewertungen gemacht werden - und zwar auch keine freiwillig offen-
barten genetischen Daten. Allerdings fuhrt dies nur dann nicht zu einer unange-
messenen Benachteiligung der Versicherer, wenn es andererseits keine freie
Verfugbarkeit von Gentests gibt. Denn dies hatte zur Folge, dass (potentielle)
Versicherungsnehmer einen Informationsvorsprung zu ihren Gunsten ausnutzen
konnten.

* In die allgemeinen arbeitsrechtlichen Vorschriften des Birgerliches Gesetzbuches
ist ein genetisches Diskriminierungsverbot aufzunehmen. Dieses untersagt eine
Benachteiligung aufgrund der genetischen Disposition bei der Einstellung, Befor-
derung, bei Weisungen oder Kiindigungen.

Biopatente

Eine Schlusselrolle fur die Weiterentwicklung der Gentechnik in Forschung und Wirt-
schaft spielt die Erteilung von Patenten. Das Patentrecht wurde geschaffen, um den
Nutzen von Erfindungen nicht nur dem Erfinder, sondern auch der Gesellschaft als
ganzes zukommen zu lassen. Diese Grundsatze mussen auch fur Erfindungen in der
Biotechnologie gelten. Die EG-Richtlinie 98/44/EG vom 6. Juli 1998 lber den Schutz
biotechnologischer Erfindungen schafft zwar in vielen Punkten klare Regeln in bis-
lang umstrittenen Fragen Uber den patentrechtlichen Umgang mit bio- und gentech-
nologischen Erfindungen. Andererseits wird sie vielen Anforderungen, die sich aus
den neuen Entwicklungen und Erkenntnissen in der Gentechnik ergeben, nicht ge-
recht. Sie ist in fast allen Mitgliedstaaten der EU sehr umstritten.

Zentraler Gegenstand der Kiritik ist, dass die Richtlinie durch die Erteilung von Stoff-
patenten auf Gene die Erteilung von strategischen Patenten erlaubt, die die Ent-
wicklung und Nutzung neuer Erfindungen im grol3en Mal3stab blockieren kann. Dar-
uber hinaus beachtet sie nicht hinreichend einen wirksamen Embryonenschutz, die
Personlichkeitsrechte der Spender von genetischem Material, die genetischen Ei-
gentumsrechte der indigenen Voélker und die Interessen der Landwirtschatft.

Die Vorgaben, die die Richtlinie macht, sind europarechtlich verbindlich. Biindnis
90/Die Gruinen unterstutzen vor diesem Hintergrund die Doppelstrategie der Koaliti-
on: Zum einen werden die europarechtlichen Verpflichtungen durch eine Umsetzung
der Richtlinie erfillt, dabei werden aber die verbliebenen Spielrdume fir eine zu-



kunftsweisende Umsetzung, die die oben beschriebenen Gesichtspunkte bertck-
sichtigt, ausgenutzt.

Zum anderen wird die Bundesregierung — aufgrund der Initiative von Bundnis 90/Die
Grunen - auf EU-Ebene die Revision der Richtlinie aktiv betreiben. Diese Revision
verfolgt insbesondere das Ziel, den Schutzumfang von Patenten, die fur die Isolie-
rung von Genen erteilt werden, zu beschranken: Statt der sonst im Patentrecht tbli-
chen Stoffpatente mit absolutem Schutzumfang zugunsten des Patentinhabers, soll
fur die erfinderische Anwendung von Genen nur noch ein Patent gewahrt werden,
das das konkrete Verfahren der Anwendung schuitzt.

Damit die Umsetzung der Richtlinie nicht zu einem ungewollten Dauerzustand wird
und um die Bedeutung und Ernsthaftigkeit des européischen Vorstol3es deutlich zu
machen, setzen wir uns fiir eine Befristung der Anderungen im Patentgesetz auf drei
bis maximal fiinf Jahre ein. Diese Zeit muss fur ein europarechtliches Revisionsver-
fahren ausreichen. Spatestens mit Ablauf der Frist ist dann Uber die endgultige
Gestaltung des Patentrechtes erneut zu entscheiden.

Die Umsetzung in deutsches Patentrecht muss vor allem den folgenden Kriterien
genugen: Die Standards des Embryonenschutzgesetz missen eingehalten werden.
Gentechnologische Erfindungen kénnen nur patentiert werden unter der Vorausset-
zung, dass in der Anmeldung die konkrete physiologische Funktion und die gewerb-
liche Anwendung exakt beschrieben werden, fur die der Patentschutz beantragt wird.
Ein Patent fur eine Erfindung, die auf menschlichem Korpermaterial beruht, darf nur
erteilt werden, wenn die Zustimmung des Spenders bzw. der Spenderin des Kor-
permaterials erteilt werden. Die Herkunft des biologischem Materials, auf dem die
Erfindung beruht, muss angegeben werden. Der Patentschutz, der sich an den
Nachkommen des urspriinglich patentierten biologischen Materials fortsetzen soll,
muss auf gezielte Vermehrungen beschrankt werden.

Ein verantwortlicher Umgang mit der ,,grinen“ Gentechnik

Die Verantwortung fir den Erhalt der naturlichen Lebensgrundlagen, auch fir die
zukinftigen Generationen, war von Anfang an grundlegendes Ziel des griinen Pro-
jektes. Dies ist auch die Grundlage fur unsere Entscheidung bei der Abwagung der
Chancen und Risiken der Gentechnologie.

Mogliche Anwendungsfelder der modernen Bio- und Gentechnologie sind neben
Produktionssteigerungen und Rationalisierung die Bereiche nachwachsende, biolo-
gisch abbaubare Stoffe oder die Sanierung von Altlasten. Hoffnungen richten sich
auch darauf, die Ressourceneffizienz durch die Steigerung der landwirtschaftlichen
Ertrage zu erhdhen - insbesondere auf den kargen Bdden und unter den widrigen
Bedingungen in Entwicklungslandern — oder den Einsatz von Chemie in der Land-
wirtschaft zu verringern. In der Diagnostik und in der Enzymproduktion sind gen-
technische Methoden langst weit verbreitet.

Allerdings: Im Anbau sind vor allem herbizidresistente Mais- oder Sojasorten auf
dem Markt, die ihre Versprechungen auf Zusatzgewinn oder Einsparung bisher nicht
Uberzeugend einlésen konnten. Aber obwohl die Industrie immer wieder erklart, die
Gentechnik in der Landwirtschaft misse vorangetrieben werden, um den Welthunger
zu Uberwinden, bezieht sich die bisherige Entwicklung und Anwendung in der Land-
wirtschaft fast ausschlie3lich auf die industrialisierte landwirtschaftliche Produktion in



den hochentwickelten und reichen Landern der westlichen Welt. Es ist zu befirch-
ten, dass die Einfuhrung der Gentechnik die Industrialisierungs- und Monopolisie-
rungstendenzen in der Landwirtschaft noch verscharft.

Bei der Anwendung der Gentechnik in der Landwirtschaft ist der Besonderheit gen-
technischer Risiken Rechnung zu tragen. Hier werden gezielt manipulierte und art-
grenzenubergreifend hergestellte Organismen in die Umwelt freigesetzt, die lebens-,
vermehrungs- und anpassungsféahig sind oder sein kbnnen. Eine solche Freisetzung
ist grundsatzlich irreversibel. Mégliche Risiken missen daher vor der Freisetzung
bzw. vor Anbau und Vermarktung von gentechnisch veréanderten Produkten sorgfal-
tig ermittelt und bewertet werden. Neben den mdglichen Folgen fir die Gesundheit
sind auch und gerade die Fernwirkungen und indirekten und langfristigen Okologi-
schen Folgen zu berlcksichtigen.

Vorsorgender Verbraucher- und Umweltschutz muss Prioritdt haben, insbesondere,
weil das Wirkungsgefiige von Erbsubstanz, Proteinen und Regelmechanismen der
Lebewesen noch weitestgehend unbekannt ist. Der BSE-Skandal ist uns hier eine
deutliche Warnung. Insbesondere muss jegliches allergenes Potential und die Ent-
wicklung von Resistenzen in der Lebensmittelherstellung infolge gentechnischer
Methoden ausgeschlossen sein. Darlber hinaus geht es um die Beachtung des
Tierschutzes, den Schutz der Biodiversitat, die Vermeidung von unkontrollierter Aus-
breitung und Auskreuzung gentechnisch veranderter Pflanzen - einschlie3lich der
Verdrangung und Reduzierung natirlich vorkommender Arten in ihren Lebensrau-
men - sowie um den Schutz des Bodens mit seiner komplexen mikrobiellen Struktur.

Gentechnikfreie Produktion sichern

Fur gentechnisch veranderte Lebensmittel gibt es keine gesellschaftliche Akzeptanz:
Dreiviertel der EU-Burger lehnen Umfragen zufolge gentechnisch veréanderte Nah-
rungsmittel ab, selbst wenn diese eine bessere Qualitat hatten. Die anderen Mit-
gliedstaaten der EU lehnen aus diesem Grund und wegen der immer noch liicken-
haften rechtlichen Regelungen nach wie vor derzeit die Vermarktung gentechnischer
Produkte in der EU ab. Diese Bedenken mussen wir ernst nehmen.

Die nicht gentechnische Produktion und der Markt fir gentechnik-freie Produkte
durfen nicht in eine Nische abgedrangt werden. Dazu muss beim Anbau auf den
Feldern und im Verarbeitungs- und Vermarktungsprozess eine strikte Trennung der
gentechnischen und der nicht gentechnischen Produktion erfolgen. Durch geeignete
Malinahmen muss sichergestellt werden, dass Auskreuzungen und Vermischungen
die gentechnik-freie Produktion nicht beeintrachtigen. Nur so kann einer allmahlichen
Ausbreitung von gentechnisch veranderten Organismen in der Natur ,durch die Hin-
tertir* und der allmahlichen Ansammlung von ,Genmdll* in konventionellem Saat-
und Pflanzengut vorgebeugt werden. Gentechnik-freie Produktion und Umwelt muis-
sen gleichermal3en durch neue Haftungsbestimmungen besser als bisher vor Scha-
den durch Verunreinigungen geschuitzt werden.

Ein unbeabsichtigtes Ansteigen gentechnisch veranderter Inhaltsstoffe in konventio-
nell hergestellten Produkten — und in der Folge eine kontinuierliche Erhdhung der
Toleranzwerte - muss verhindert werden. Bei Saatgut, das am Anfang der Produkti-
onskette steht, darf weiterhin keinerlei Verunreinigung durch gentechnisch veran-
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dertes Saatgut zugelassen werden. Die Bauern mussen auch weiterhin gentechnik-
freies Saatgut erwerben kdnnen. Aul3erdem muss wéhrend des Anbaus bekannt
sein, welche gentechnisch veranderten Pflanzen auf welchen Feldern und Standor-
ten wachsen, um Auskreuzung und Vermischung vermeiden und Abstandsregelun-
gen treffen zu kbnnen. Sonst droht das Ende der Wahlfreiheit der Landwirtinnen und
der Verbraucherinnen. Die Anwendung der Positivkennzeichnung ,gentechnik-frei*
muss, ebenso wie die Kennzeichnungsregelungen des 6kologischen Landbaus, er-
halten und praktikabel ausgestaltet werden.

Wabhlfreiheit, Kennzeichnung, Transparenz und Haftung

Die Sicherstellung der Wahlfreiheit der Verbraucherinnen ist fir uns ein zentrales
politisches Ziel. Jedem Menschen muss die Mdglichkeit erhalten bleiben, sich so zu
ernahren, wie er es selbst fir gesund und 6kologisch und ethisch unbedenklich halt.
Dafir ist eine klare und umfassende Kennzeichnung von gentechnisch verénderten
Nahrungsmitteln und Produkten erforderlich.

Die Erfahrungen in der Vergangenheit haben jedoch gezeigt, dass es nicht ausrei-
chend ist, die Kennzeichnung des Endproduktes vorzuschreiben. Vielmehr muss
eine lickenlose Ruckverfolgbarkeit des Herstellungsprozesses einschliel3lich des
Saatgutes und der Futtermittel durch ein Dokumentations- und Kennzeichnungs-
system sichergestellt werden. Im Hinblick auf den internationalen Warenverkehr
sollten die Kennzeichnungsregelungen EU-weit und dartber hinaus auch internatio-
nal verankert werden, insbesondere im Biosafety-Protocol.

Umfassende Kennzeichnung und lickenlose Rickverfolgbarkeit aller Stufen der
Produktionskette sind auch Grundvoraussetzungen flur ein funktionierendes Haf-
tungssystem im Bereich der Gentechnik. Die von der EU-Kommission angekindigte
Regelung zur Umwelthaftung sollte daher die durch gentechnisch veranderte Orga-
nismen verursachten Schaden und Kontaminationen umfassen und auch Entschadi-
gungsleistungen fur 6kologisch wirtschaftende Landwirte bei Kontaminationen ihres
Ernteguts vorsehen.

Umsetzung der novellierten EU-Richtlinien zur Freisetzung und zur Anwen-
dung in geschlossenen Systemen in nationales Recht

Die Novellierung der EU-Richtlinien zur Freisetzung gentechnischer Organismen und
zum Umgang mit gentechnischen Verfahren in geschlossenen Systemen ziehen An-
passungen im deutschen Gentechnik-Recht nach sich.

Die bisherigen Sicherheitsstandards des Gentechnikgesetzes fir gentechnische
Anlagen haben sich bewéhrt, einen Sicherheitsrabatt wird es daher mit uns nicht
geben. Bei der Umsetzung der Freisetzungsrichtlinie werden wir auf transparente
Genehmigungsverfahren und optimale Sicherheitsauflagen achten.

Die Novellierung der EU-Freisetzungsrichtlinie sieht eine obligatorische Offentlich-
keitsbeteiligung ebenso vor wie die lickenlose Rickverfolgbarkeit der Produktions-
kette, die systematische Umweltliberwachung, Anbauregister und ein anbaubeglei-
tendes (Nachzulassungs-) Monitoring zu den Auswirkungen von gentechnisch ver-
anderten Organismen auf die Umwelt. Dies ist in innerstaatliches Recht umzusetzen.
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Die Vorschlage des Sachverstandigenrates fur Umweltfragen in seinem Gutachten
von 1998 sowie des Buros fur Technikfolgenabschatzung in seinem aktuellen Gut-
achten sollten dabei berlcksichtigt werden. Die Koordination des Monitorings sollte
dem fur 6kologische Fragen besonders ausgewiesenen Umweltbundesamt Ubertra-
gen werden. Ziel muss sein, negative Auswirkungen gentechnisch veranderter Or-
ganismen auch aufRerhalb der Agrardkosysteme im Sinne eines Frihwarnsystems
zu erfassen.

Fur das fallspezifische anbaubegleitende (Nachzulassungs-) Monitoring von kon-
kreten Produkten, dessen Inhalte von den zustandigen Fachbehérden und den Mi-
nisterien (BMG, BMU, BML) erarbeitet werden sollten, sind die Unternehmen im Sin-
ne des Verursacherprinzips verantwortlich. Sie sollten daher auch die notwendigen
FolgemalRnahmen tragen. Auch fur die Genehmigung der Freisetzung gentechnisch
veranderter Organismen mussen neue wissenschaftliche Standards festgelegt wer-
den. Die fir die Zulassungsverfahren bisher eingereichten Unterlagen sind nicht aus-
reichend auf die spezifischen Fragen des Ausbringens gentechnisch verédnderter
Organismen in die Umwelt ausgerichtet.

Biosafety-Protocol

Es ist ein Erfolg griiner Politik, dass das Vorsorgeprinzip im Protokoll Gber die Biolo-
gische Sicherheit (Biosafety-Protocol) erstmals rechtsverbindlich im internationalen
Recht verankert wurde. Das Biosafety-Protocol sollte schnellstmdglich durch den
Bundestag ratifiziert werden. Infolge der zunehmenden Bindung des nationalen
Rechtes an EU-Normen und internationales Recht ist es notwendig, dass wir die
Weiterentwicklung internationaler Schutznormen und ihre Umsetzung (inklusive Hil-
fen zum "capacity building™) im Bereich der Gentechnik aktiv vorantreiben.

Anbaumoratorium, Forschungs- und Monitoringprogramm

Durch die novellierte EU-Freisetzungsrichtlinie werden neue Sicherheitsstandards
fur die Vermarktung gentechnisch veranderter Organismen festgesetzt. Wir sind, mit
der EU-Kommission und den anderen Mitgliedstaaten der EU, der Ansicht, dass bis
zur vollstandigen Umsetzung der neuen EU-Freisetzungsrichtlinie keine neuen Alt-
falle bei der Zulassung der Vermarktung geschaffen werden sollten.

Das kommerzielle Inverkehrbringen bzw. der grof3flachige Anbau stellt eine neue
Qualitat der Freisetzung gentechnisch veranderter Pflanzen dar. Wir pladieren daher
dafur, dass Freisetzungen nur im Rahmen eines klar umgrenzten und mit der Indus-
trie vereinbarten Forschungs- und Beobachtungsprogramms zur griinen Gentechnik
stattfinden. Damit sollen die nach wie vor noch offenen Fragen des grof3flachigen
Anbaus und des kommerziellen Einsatzes von gentechnisch verdnderten Pflanzen
geklart und mogliche Risiken ermittelt und bewertet werden. DarUber hinaus soll ein
Dialog zwischen Verbrauchern, Industrie und Politik Uber die verantwortbaren Po-
tentiale der Gentechnologie in der Landwirtschaft entwickelt werden. Voraussetzung
ist, dass Wirtschaft und Industrie fur die Laufzeit des Programms darauf verzichten,
von ihren in Briussel bereits erteilten oder dort anstehenden Genehmigungen aul3er-
halb des Programms Gebrauch zu machen.
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Gentechnik in der Forschung

Gentechnik wird mehr und mehr zu einem Schwerpunkt der Forschungsférderung
der Bundesregierung. Aus unserer Sicht wird diese Schwerpunktsetzung durch die
Chancen gerechtfertigt, die die Gentechnik fir die Medizin bietet. Im Augenblick lie-
gen diese vor allem in der Diagnose. Darlber hinaus erhofft man sich neue Medika-
mente und Impfstoffe selbst gegen bisher unheilbare Krankheiten. Gesundheitsfor-
schung und Biotechnologie gehen aber weit tber die Gentechnik hinaus und bieten
auch aulRRerhalb der Gentechnik grof3e Chancen, die ebenfalls genutzt werden soll-
ten. Die Nutzung vielfaltiger Ansatze gewahrleistet zudem, dass keine einseitige Ab-
hangigkeit von einer bestimmten Technologie entsteht. Vielfalt stellt aus unserer
Sicht daher einen Wert an sich dar. Das muss sich auch in der Forschungsférderung
starker niederschlagen.

Gentechnik bietet aber nicht nur humanitare sondern auch 6konomische Chancen.
In Biotechnologieunternehmen mit und ohne gentechnische Ausrichtung sind in den
letzten Jahren bereits Tausende Arbeitsplatze entstanden. In der Gentechnik stehen
deutsche Unternehmen insbesondere bei Plattformtechnologien, BioChips, Proteom-
und Epigenetikforschung gut da. Mittlerweile belegt Deutschland bei der Zahl der
Biotechnologieunternehmen hinter den USA Platz zwei. Viele Start-Up-Unternehmen
bleiben bis auf weiteres von der staatlichen Férderung abhangig. Die Forschungs-
férderung der Bundesregierung tragt dazu bei, dass sowohl die Zahl der Unterneh-
men und als auch deren Mitarbeiter in den nachsten Jahren deutlich ansteigen durf-
te. Es ist allerdings noch nicht abzuschétzen, ob die neuen Arbeitspléatze unter dem
Strich die Rationalisierungseffekte ausgleichen werden.

Aufgabe der Politik ist es, die Forschungsférderung vor allem auf die Bereiche zu
konzentrieren, bei denen die Chancen besonders hoch und die Risiken mdglichst
niedrig erscheinen. Okonomische Kriterien sollten berticksichtigt werden - missen
der Risikoabwagung aber untergeordnet werden.

Besondere Vorsicht ist tberall dort angesagt, wo genetisch verdnderte Organismen
freigesetzt werden, was vor allem fiir die so genannte "grine" und die "graue" Gen-
technik gilt. Aber auch in der Medizin gibt es neben Chancen auch Risiken. Beides
gilt es zu bewerten und miteinander abzuwagen. Damit die Risiken auch erkannt
werden kdnnen, muss eine starke Gewichtung in der Risikoforschung liegen. Nur so
konnen mogliche Schéaden schon frihzeitig verhindert und eine Bewertung neuer
Ansatze ermdglicht werden.

Damit die Politik fundierte Entscheidungen treffen kann, muss ein mdglichst breiter
Sachverstand einbezogen werden. Im Bereich der Gentechnik existieren sehr unter-
schiedliche wissenschaftliche Meinungen. Unabh&ngige Beratung wird immer wichti-
ger, aber auch immer schwieriger, da sich Wissenschaft und Wirtschaft in der Gen-
forschung zunehmend verflechten. Wir erachten es fur notwendig, dass Transparenz
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Uber die personlichen Verbindungen und Interessen der beratenden und mitent-
scheidenden Fachleute hergestellt wird.

Fur eine aussagefahige Politikberatung miussen die sozialen, ethischen, rechtlichen,
kulturellen, 6kologischen, 6konomischen und technischen Folgen der Gentechnik
erforscht werden. Aufgrund unserer Initiativen werden hierzu in Deutschland wesent-
lich mehr Forschungsmittel zur Verfiigung gestellt als international tblich.

Die vermutlich groRen Chancen der Gentechnik in der Medizin durfen aber nicht da-
zu fuhren, dass die Forschungslandschaft in Deutschland zu einseitig ausgerichtet
wird. So muss bedacht werden, dass viele Krankheiten nicht oder nur teilweise ge-
netisch bedingt sind. Das Wissen uUber Zusammenhange zwischen Umwelt und Ge-
sundheit ist beispielsweise ebenso wichtig fur die Bek&dmpfung vieler Krankheiten
wie die Entschlisselung des Genoms. Wir unterstitzen daher eine vielfaltige For-
schungslandschaft, bei der u. a. auch die vorsorgende Gesundheitsforschung oder
die Pflegeforschung eine wichtige Rolle spielen muss.

Daruber hinaus wollen wir vorrangig eine nachhaltige Biotechnologie férdern, die mit
Arbeitsfeldern wie der Entwicklung von Bio-Implantaten, Farb- und Treibstoffen auf
biologischer Grundlage, biologischer Abluftreinigung, Bionik oder neuen Methoden
klassischer Pflanzenziichtung sowie nachhaltige Anbausysteme wie Mischfruchtan-
bau von Arten und Sorten neue Mdglichkeiten eroffnet.



	Politik in der Verantwortung
	Ein verantwortlicher Umgang mit der „roten“ Gentechnik
	Genomforschung
	Gentechnik und Gesundheitspolitik
	Herstellung von pharmazeutischen Produkten
	Forschung an Stammzellen
	Fortpflanzungsmedizin
	Ein verantwortlicher Umgang mit der „grünen“ Gentechnik
	Gentechnikfreie Produktion sichern
	Biosafety-Protocol
	Es ist ein Erfolg grüner Politik, dass das Vorsorgeprinzip im Protokoll über die Biologische Sicherheit (Biosafety-Protocol) erstmals rechtsverbindlich im internationalen Recht verankert wurde. Das Biosafety-Protocol sollte schnellstmöglich durch den Bun


	Gentechnik in der Forschung

